Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3368 


Der Bundesminister der Finanzen 

II B/l - Sch 0340 - 64/65 


Bonn, den 3. Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Veräußerung eines Teils des ehemaligen Luftwaffen- 

helferinnenlagers Fürth (Bayern) (jetzt Ffeilstätten- 
siedlung) an die Bau- und Siedlungsgenossenschaft 
eGmbH in Fürth 

Bezug: § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung in Verbindung 
mit § 3 der Anlage 3 der Reichswirtschaftsbestimmun- 
gen 

Anlage: Formblattmäßiger Antrag 


Der Bundesschatzminister beabsichtigt, die 54 344 qm große 
Teilfläche mit den Aufbauten, den Straßen, den Abwasseran- 
lagen und den Versorgungsleitungen des ehemaligen Luftwaf- 
fenhelferinnenlagers Fürth (Bayern) (jetzt Heilstättensiedlung) 
zum Preise von 1 900 000 DM an die Bau- und Siedlungsgenos- 
senschaft eGmbH in Fürth zu veräußern. 

Es handelt sich um den größten Teil eines früheren Baracken- 
lagers außerhalb von Fürth mit 29 eingeschossigen Steinba- 
racken, in denen nach dem Kriege zunächst heimatlose Auslän- 
der und später nach behelfsmäßigem Umbau zu Wohnzwecken 
Flüchtlinge untergebracht wurden. Gegenwärtig bestehen 241 
Mietverhältnisse. Die Genossenschaft will die Baracken nach 
und nach abbrechen und neue Wohngebäude errichten. 

Der Kaufpreis ist im Einvernehmen mit dem Bausachverständi- 
gen des Bundesschatzministeriums festgesetzt worden. Als 
Sachwert der Siedlung ist zwar von den Baudienststellen ein 
Betrag von 4 134 932 DM errechnet worden. Dieser Wert ist 
jedoch nicht realisierbar, da die in schlechtem Zustand befind- 
liche Liegenschaft unwirtschaftlich ist und andere Kaufinteres- 
senten nicht vorhanden sind. 

Die Genossenschaft ist nicht in der Lage, den Kaufpreis in einer 
Summe zu entrichten. Sie wird 800 000 DM bei Vertragsab- 
schluß anzahlen und den Rest in 5 gleichen Jahresraten zu 
220 000 DM tilgen. Das Restkaufgeld und die Zinsen, die 2 v. H. 
über Diskontsatz der Deutschen Bundesbank, mindestens aber 
5 v. H. betragen, werden durch Eintragung einer Hypothek an 
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erster Rangstelle dinglich gesichert. Die Käuferin tritt mit allen 
Rechten und Pflichten in die bestehenden Mietverhältnisse ein. 
Sie stellt den Bund von allen etwaigen Ansprüchen der Mieter 
frei. Außerdem wird sie die Kosten des Vertrages und seiner 
Durchführung tragen. 

Ich bitte, gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung in Ver- 
bindung mit § 57 der Reichswirtschaftsbestimmungen und § 3 
der Anlage 3 der Reichswirtschaftsbestimmungen sowie § 3 
Abs. 6 des Haushaltsgesetzes 1965 die Zustimmung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 


In Vertretung 

Grund 


2 



Antrag 


auf Zustimmung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Veräußerung von Grundstücken 

(§ 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung) 


Bezeichnung und 
Beschreibung des 
Grundstücks 
Grundbuch- und 
Katasterbezeichnung 

1 

Vermögens- 

gruppe 

Konto-Nr. 

Dienststelle 

2 

ge- 

schätzter 

Wert 

DM 

3 

Verkaufs- 

preis 

DM 

4 

Erwerber 

5 

Verwendung 
des Grundstücks 

jetzige künftige 

6 

Teil des ehemaligen Luftwaf- 

4014/3 

1 900 000 

1 900 000 

Bau- und 

Vermietet 

Die Käufe- 

fenhelferinnenlagers Fürth 




Siedlungsge- 

an 220 

rin will die 

(Bayern) mit 29 eingeschossi- 

Bundesver- 



nossenschaft 

Wohnungs- 

Baracken 

gen Massivgebäuden und Ne- 

mögens- 



eGmbH in 

mieter und 

abbrechen 

bengebäuden (Holzlegen) 

stelle 



Fürth 

21 gewerb- 

und neue 

Größe: 54 344 qm 

Nürnberg 




liehe 

Gebäude 






Mieter 

mit voll- 

eingetragen im Grundbuch des 






wertigen 

Amtsgerichts Fürth für Dam- 






Wohnun- 

bach, Band 25 Blatt 1090 






gen errich- 

(Kataster noch nicht angelegt) 





- 

ten. 


Begründung der 
Notwendigkeit 


7 


Es besteht kein Be- 
darf an der für den 
Bund unwirtschaft- 
lichen Liegenschaft. 

Die primitiven 
Wohnungen ent- 
sprechen nicht den 
heutigen Erforder- 
nissen. Daher ist ei- 
ne wesentliche Er- 
tragssteigerung 
nicht möglich. 
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